
Der Deutsche Bundestag wird heute in zweiter und 
dritter Lesung auch das Aus- und Weiterbildungsgesetz 
beraten und hoffentlich verabschieden. Nancy Faeser hat 
davon gesprochen, dass wir die Frauenerwerbsbetei-
ligung steigern müssen. Wir haben ein Gesetz für den 
inklusiven Arbeitsmarkt geschaffen. Wir sorgen mit 
dem Bürgergeld dafür, dass Menschen, die in Langzeit-
arbeitslosigkeit stecken, durch Qualifizierung dauerhaft 
in Arbeit kommen. Und wir sorgen auch dafür, dass Men-
schen, die erfahren sind, in diesem Land durch Qualifi-
zierung im Wandel länger arbeiten können. Damit 
Deutschland ein Wohlstandsland bleibt, ist es notwendig, 
dass wir alle Register der Fachkräftesicherung im Inland 
ziehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Pascal Kober [FDP])

Erstens. Ja, natürlich werden Produktivitätsfortschritte 
auch einen Beitrag leisten: die Digitalisierung, der Ein-
satz von KI bei der Fachkräftesicherung. Aber, meine 
Damen und Herren, die Aufgabe ist angesichts der De-
mografie unseres Landes so groß, dass wir auch deutlich 
mehr qualifizierte Einwanderung nach Deutschland brau-
chen.

Nun ist man das von einigen gewöhnt, von den Rechts-
radikalen hier, dass sie viel Meinung und wenig Ahnung 
haben.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Sagen Sie doch 
mal was zu den Zahlen!)

Aber was mich wirklich erschüttert, ist, dass die Union in 
dieser Debatte auf jede Form von ökonomischem Sach-
verstand verzichtet.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Spezialisten! – Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU und der AfD)

Ich will Ihnen das im Einzelnen sagen. Wir brauchen 
eben nicht nur ein paar Akademiker, sondern auch beruf-
lich Qualifizierte.

(Beifall bei der SPD – Thomas Ehrhorn [AfD]: 
Das ist doch das alte Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz! Das müssen Sie doch wissen!)

Wir brauchen Arbeitskräfte und Fachkräfte im Handel, 
im Handwerk, im Bereich der sozialen Dienstleistungs-
berufe und auch in der industriellen Produktion. Deshalb 
ist es notwendig, noch mal inländische Potenziale an-
zusprechen und qualifizierte Einwanderung zu stärken.

Zweitens. Mit diesem modernen Einwanderungs-
gesetz, das wir heute beschließen, sorgen wir auch dafür, 
die Migration besser zu steuern und zu sortieren.

(Lachen des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Ja, wir haben eine humanitäre Pflicht im Bereich des 
politischen Asylrechts; ja, wir zeigen uns großherzig ge-
genüber unseren Nachbarn, die vor Krieg flüchten. 
Deutschland hat viele Geflüchtete aus der Ukraine auf-
genommen. Das ist unsere humanitäre Verpflichtung, zu 
der wir stehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Drittens. Ja, als Koalition mit unseren europäischen 
Nachbarn wollen wir irreguläre Migration reduzieren 
und auch dafür sorgen, dass Menschen nicht Opfer von 
Schleppern und Menschenhändlern werden, die diese 
Menschen ganz oft elendig im Mittelmeer ersaufen las-
sen. Deshalb ist es richtig, dass wir Ordnung reinbringen. 
Aber die andere Seite der Medaille ist, dass wir legale 
Einwanderung mit Migrationsabkommen, mit einem mo-
dernen Einwanderungsgesetz in diesem Land schaffen. 
Das ist in unserem Interesse.

Deshalb kann ich an die Adresse der Union nur sagen: 
Herr Merz, Sie müssen sich entscheiden, ob Sie mit Herrn 
Wüst klarkommen oder nicht; das kann Deutschland 
nicht beschäftigen. Aber Sie sollten nicht rückschrittlich 
sein, wenn es um die vitalen wirtschaftlichen Interessen 
unserer Gesellschaft geht. Unsere Volkswirtschaft 
braucht Fachkräfte, und wir können mit guten Gründen 
für unser Land werben – trotz mancher Probleme und 
Herausforderungen.

Ich war vor einigen Wochen in Dahlewitz hier vor den 
Toren Berlins in Brandenburg bei einem Turbinenherstel-
ler von Rolls Royce. Da arbeiten 2 000 Menschen aus 
50 Nationen. Und wenn man die qualifizierten Menschen 
aus anderen Ländern fragt, die in diesem Unternehmen 
arbeiten, warum sie sich für Deutschland entschieden 
haben, erfährt man Gutes über unser Land.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe erlebt, wie jemand gesagt hat: Wir sind eine 
starke Volkswirtschaft, wir haben ein gutes Aus- und 
Weiterbildungssystem, wir haben geregelte Arbeitszeiten 
in diesem Land, und wir sind im Gegensatz zu anderen 
eben nicht aus der Europäischen Union ausgetreten.

Deutschland ist ein starkes Land. Wir brauchen alle 
helfenden Hände und klugen Köpfe, die wir kriegen kön-
nen – im eigenen Land und durch gesteuerte qualifizierte 
Einwanderung. Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem 
Gesetz.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Stephan 

Stracke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Grüß Gott, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ja, Deutschland braucht Fachkräfte, 
und wir vermissen sie vor allem in dieser Bundesregie-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
des Abg. Robert Farle [fraktionslos] – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, sehr gut! – La-
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chen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Da wären Fachkräfte am besten aufgehoben; denn Fach-
kräfteeinwanderung muss man in diesem Land richtig 
machen.

Das Gesetz, das Sie heute als Ampel vorlegen, schafft 
nicht das modernste, nicht das beste Einwanderungsrecht. 
Es ist schlechter als das, was wir haben.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)
Deshalb lehnen wir dieses Gesetz ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Robert Farle [fraktionslos] – Zuruf von der 
SPD: Peinlich, peinlich!)

Denn die Grundlinie Ihres Gesetzes stimmt nicht. Es geht 
in die vollkommen falsche Richtung. Sie geben den Fo-
kus der gesteuerten Zuwanderung von Fachkräften ohne 
Not auf.

(Zuruf des Abg. Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie verwässern die Qualifikationsanforderungen an die-
jenigen, die wir brauchen, die unsere Volkswirtschaft 
braucht. Das ist das Gegenteil von ökonomischer Ver-
nunft an dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Robert Farle [fraktionslos])

Das wird uns arbeitsmarktpolitisch auf die Füße fallen.
Und Sie verwässern die Anforderungen an die deut-

sche Sprache. Das wird uns auch integrationspolitisch 
massiv schaden; denn wir wissen doch alle: Sprache ist 
der Schlüssel zur Integration, zur Integration in die Mitte 
dieser Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Man lernt 
die Sprache, wenn man arbeiten geht! Lesen 
Sie mal Studien dazu!)

Herr Heil, das wussten Sie 2019 noch, als wir gemeinsam 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz beschlossen haben. 
Das haben Sie jetzt an dieser Stelle vergessen. Das ist 
wirklich ein ganz großer Fehlgriff.

Auch auf der Zielgeraden dieses Gesetzes steuern Sie 
treffsicher am eigentlichen Hauptproblem der Fachkräf-
teeinwanderung vorbei: Das sind die überlangen Verfah-
ren, das sind die monatelangen Wartezeiten in den Visa-
stellen der Auslandsvertretungen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Pascal Kober 
[FDP]: In Bayern zum Beispiel! – Zuruf von 
der SPD: Das haben wir schon angesprochen!)

Da passiert seit Jahren nichts. Herr Heil, Frau Faeser, da 
sind Sie in der Verantwortung gewesen, und jetzt ist es 
die gesamte Ampelregierung. Hier passiert zu wenig. 
Deswegen schlagen wir vor: Wir brauchen statt einer 
Absenkung der Niveaus mehr Tempo bei den Verfahren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einfacher, digitaler, schneller werden: Das ist das, was 
wir an dieser Stelle brauchen. Deswegen fordern wir eine 
Einwanderungsagentur.

(Zuruf des Abg. Dr. Karamba Diaby [SPD])

Wir haben gegenwärtig richtig gute Regelungen für die 
Einwanderung.

(Johannes Vogel [FDP]: Das wäre super! – 
Weitere Zurufe von der FDP)

Das betrifft sowohl die Qualifizierten, also die Hoch-
schulabsolventen, wie auch die Fachkräfte mit einer be-
ruflichen Ausbildung. Wir messen Qualifikation an dem 
Maßstab, den wir im Inland anlegen. Das ist doch kein 
Selbstzweck, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Doch!)

Wir sind ein Industrieland. Wir brauchen die besten 
Köpfe, die besten Qualifikationen, damit wir im Wett-
bewerb bestehen können.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber die kommen nicht! Meine 
Güte! Eine Selbsthypnose betreiben Sie! Das 
ist wirklich unfassbar!)

Dazu brauchen wir bestmöglich qualifizierte Fachkräfte. 
Das, liebe Ampel, nehmen Sie ohne Not zurück, wenn Sie 
jetzt nur noch auf eine zweijährige staatliche Ausbildung 
im Ausland abstellen, auf eine Berufserfahrung von zwei 
Jahren, die im Übrigen mit der Ausbildung gar nichts zu 
tun haben muss. Das ist das Gegenteil von bester Quali-
fizierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und das merken Sie ja auch. Sie führen eine Lohngehalts-
schwelle ein, weil Sie merken, dass das hier zu neuen 
Unsicherheiten führt.

(Nancy Faeser, Bundesministerin: Ist die 
Schwelle gut oder nicht? Was denn nun? – Ge-
genruf des Bundesministers Hubertus Heil: Er 
kennt das Gesetz nicht!)

Wenn Sie das tun, ist das der völlig falsche Weg für eine 
Industrienation an dieser Stelle.

Die jungen Menschen werden sich fragen: Warum 
muss ich mich eigentlich drei Jahre im Inland ausbilden 
lassen?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Worin unterscheidet sich Ihre Rede 
von Herrn Kleinwächters Rede?)

Und die Steuer- und Beitragszahler werden sich, wenn 
die Leute länger als fünf Jahre da sind, fragen: Muss 
ich dann tatsächlich noch für ihre weitere Qualifizierung 
zahlen? Schützt die Qualifikation von Zuwanderern auch 
vor Arbeitslosigkeit in diesen Bereichen?

(Zuruf der Abg. Maria Klein-Schmeink 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Interessant ist letztendlich: Sie reden von Fachkräften. 
Tatsächlich ziehen Sie nicht Fachkräfte an, sondern Ge-
ringqualifizierte:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Und Unqualifizier-
te! – Widerspruch der Abg. Rasha Nasr [SPD])
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25 000 aus dem Westbalkan, 30 000 aus der kurzzeitigen 
Beschäftigung, 30 000 bei der Chancenkarte. Das macht 
insgesamt zwei Drittel der Zuwanderung aus, die Sie 
erzielen wollen. Das hat mit Qualifikation gar nichts 
mehr zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Sie wollen in summa keine qualifizierten Fachkräfte, 
sondern Sie wollen vor allem Niedrigqualifizierte.

Dieses Gesetz geht in die vollkommen falsche Rich-
tung, und deswegen lehnen wir es auch ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Robert Farle [fraktionslos])

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Lamya Kaddor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Mitglieder 

des Bundestages! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhö-
rer! Herr Stracke, es ist ja einfach unterirdisch, was Sie da 
gerade abgelassen haben. Im Ernst: Wenn Sie glauben, 
dass eine Absenkung des Sprachniveaus dazu führt, dass 
man sich schlechter integriert, dann muss ich Ihnen sa-
gen: Man integriert sich am besten dadurch, dass man 
während der Arbeit Deutsch sprechen muss. Schon mal 
gemerkt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zurufe von der 
CDU/CSU)

Aber egal. Dafür sind Sie offensichtlich zu weit weg.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist eine Arro-
ganz! Unglaublich! Ich weiß gar nicht, woher 
das kommt! Von der Qualifikation sicher 
nicht!)

Kennen Sie eigentlich jemanden, der tatsächlich als 
Fachkraft nach Deutschland gekommen ist? Fragen Sie 
mal Menschen auf der Straße danach, ob sie Fachkräfte 
kennen, die gekommen und geblieben sind, vielleicht 
sogar mit ihrer Familie. Das ist wohl eher eine Seltenheit. 
Dabei ist der Familienmitzug Studien zufolge ein wichti-
ger Faktor für eine gelungene Integration.

Und nicht nur das wird sich jetzt ändern, meine Damen 
und Herren. Das nun vorliegende Gesetz gibt erste not-
wendige Antworten auf die Fragen der Einwanderung 
und Integration. Darauf, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, können wir mit Recht stolz sein. Wir gestalten 
die Einwanderung durch ein faires Punktesystem. Wir 
schaffen endlich die Grundlage für eine zukunftsfähige 
Einwanderungspolitik. Mit Erlaubnis der Präsidentin 
sage ich: Endlich, endlich sind wir so weit! Das ist eine 
richtig gute Nachricht für dieses Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Im Wettstreit mit anderen erfolgreichen Einwan-
derungsländern wie den USA oder Kanada sind wir ent-
scheidende Schritte weitergekommen. Die Herausforde-
rungen sind groß. Das Einwanderungsland Deutschland 
braucht dieses Gesetz dringend. Wir investieren in die 
Zukunft dieses Landes. Der lange benötigte Paradigmen-
wechsel in der Einwanderungs- und Integrationspolitik, 
er ist vollbracht, meine Damen und Herren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns Grünen war im-
mer wichtig – das hat Konstantin von Notz hier gerade 
erwähnt –, dass auch Menschen, die bereits in Deutsch-
land leben, weil sie um Schutz bitten, die Möglichkeit 
bekommen sollen, zu arbeiten. Was haben wir nicht alles 
erst vorgestern im Innenausschuss für krude Argumente 
gegen den sogenannten Spurwechsel gehört! Menschen 
würden sich nun auf den Weg nach Deutschland machen, 
nur um diese Regelung für sich auszunutzen.

Ich muss hier wirklich mal sagen: Was haben Sie denn 
für ein Menschenbild, liebe CDU/CSU?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Was ist mit 
denen, die unterwegs sind?)

Weder wollen die Asylsuchenden die Spur wechseln, 
sprich: ihren Schutzstatus verlieren, noch wollen über-
haupt alle Menschen nach Deutschland kommen. Nein, 
das Gegenteil ist der Fall. Von der Realität erzählen uns 
doch alle Unternehmerinnen und Unternehmer, mit denen 
wir sprechen: Sie suchen alle verzweifelt nach Arbeits-
kräften. Und dagegen tut diese Regierung endlich was.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Sandra Bubendorfer-Licht [FDP] – La-
chen des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])

Wir haben als Parlament noch wesentliche Verbesserun-
gen an diesem Gesetz erreichen können. Ich möchte mich 
an dieser Stelle bei allen, die daran mitgewirkt haben, 
sehr bedanken.

Sehr geehrter Herr Kollege Merz, Sie sind ja jetzt 
wieder da. Was hatte das Innenministerium unter Horst 
Seehofer nicht alles versprochen: Arbeitskräfte für die 
lahmende Wirtschaft. Das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz, einst als großer Wurf geplant, war am Ende ein 
ängstliches, provinzielles Migrationsreförmchen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein Schwach-
sinn, was Sie hier erzählen! Schämen Sie sich!)

Die Menschen sind woanders hingegangen. Daher ist es 
uns sehr wichtig, dass wir zusätzlich zu diesem Gesetz 
noch sehr viel stärker als bisher auf eine gelebte Will-
kommenskultur in allen Verwaltungsstrukturen drängen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das geht aber nur gemeinsam. Was ist denn Ihre Vor-
stellung von Integration? Wie sollen die Menschen hier 
ankommen? Sollen die sich selbst darum kümmern, sich 
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